
on des Urteils gemeint sein können, wenn von 
der Übereinstimmung mit den Vorschriften des 
Statuts gesprochen werde, sondern ein besonde­

res Verfahren zur Ingangsetzung der Überprü­

fung der Lage, das aber nur zulässig sei, wenn 
die Grundlagen des Urteils von 1974 negativ 
berührt seien. 
Daher sei zunächst diese Frage zu klären, deren 
Bejahung dann erst die Beantwortung der Ver­

fahrensfrage erforderlich mache. Das Gericht 
kommt jedoch zu dem Schluß, daß die Grundla­

gen des Urteils von 1974 nicht berührt seien und 
Frankreich somit seine zur Einstellung des Ver­

fahrens 1974 führende Verpflichtung nicht ge­

brochen habe. Frankreich habe sich ausschließ­

lich verpflichtet, keine oberirdischen Atomver­

suche mehr vorzunehmen, die Formulierungen 
der Anträge Neuseelands sowie auch Antwor­

ten auf Rückfragen und die Verpflichtungen 
Frankreichs seien eindeutig allein auf oberirdi­

sche Atomtests bezogen gewesen. Da lediglich 
Fragen oberirdischer Atomversuche in dem Ur­

teil von 1974 angesprochen waren, sei es nicht 
möglich, Fragen unterirdischer Versuche auf 
der Grundlage von Ziff. 63 des damaligen Ur­

teils zu prüfen. Hieran ändere auch die Tatsache 
nichts, daß inzwischen die Entwicklung weiter­

gegangen sei und daß ­ wie Neuseeland zu 
Recht vorbrachte ­ radioaktive Niederschläge 
ihre Ursache ebenfalls in unterirdischen Versu­

chen haben könnten. Der Gerichtshof war durch 
Ziff. 63 auf die beiden Aspekte >radioaktiver 
Niederschlag aus oberirdischen Versuchern be­

schränkt. Diese Konstellation lag nicht vor, so 
daß eine ablehnende Entscheidung ergehen 
mußte. Damit waren zugleich der Antrag auf 
Erlaß vorsorglicher Maßnahmen sowie die An­

träge auf Intervention Australiens, der Mar­

shallinseln, Mikronesiens, Samoas und der Sa­

lomonen abzuweisen. 

Drei Richter ­ die Richter Christopher Weera­

mantry und Abdul Koroma sowie der von Neu­

seeland benannte Ad­hoc­Richter Sir Geoffrey 
Palmer ­ konnten sich dieser Meinung nicht 
anschließen, sie stützten ihre abweichenden 
Meinungen im wesentlichen auf die seit 1974 
erfolgte Fortentwicklung des Völkerrechts, spe­

ziell des Umweltvölkerrechts. Ihre Argumenta­

tion bezog sich jedoch nur auf die eine Seite der 
Aussage in Ziff. 63 der Entscheidung von 1974, 
nämlich die Frage des radioaktiven Nieder­

schlags; die ausdrückliche Bezugnahme auf 
oberirdische Versuche aber wurde nicht berück­

sichtigt. Deshalb können diese Meinungen die 
Folgerichtigkeit der Entscheidung des Gerichts 
nicht erschüttern, sie reihen sich aber in die Hal­

tung ein, die auch einige andere Richter im We­

ge von Erklärungen geäußert haben, nämlich 
daß die Auseinandersetzung mit Fragen der ato­

maren Gefahr dringlich sei. 

Karin Oellers­Frahm • 

I G H : Verfahren Guinea­Bissau gegen Sene­

gal eingestellt ­ Streit um Seegrenze durch 
außergerichtliche Einigung beendet (17) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in V N 2/1992 
S. 64f. fort.) 

I . 1989 hatte Guinea­Bissau vor dem Interna­

tionalen Gerichtshof eine Klage gegen Senegal 
angestrengt, um die Feststellung der Nichtig­

keit einer Schiedsgerichts­Entscheidung vom 
31. Juli 1989 zu erreichen; mit dieser sollten 
an sich Fragen der Seegrenze zwischen den 
beiden westafrikanischen Küstenstaaten gere­

gelt werden. Zweifel an der Gültigkeit des 
Schiedsspruchs hatten sich für Guinea­Bissau 
daraus ergeben, daß der mit der Mehrheit stim­

mende Präsident des aus drei Richtern beste­

henden Schiedsgerichts dem Schiedsspruch ei­

ne Erklärung beigab, in der er sein Bedauern 
darüber ausdrückte, daß das Gericht einen Teil 
der Fragen nicht ausdrücklich beantwortet ha­

be und somit eine völlige Klärung der anhän­

gigen Fragen nicht möglich wurde. Außerdem 
wurde gerügt, daß einer der drei Richter bei 
der Verkündung des Spruchs nicht anwesend 
war. Mit Urteil vom 12. November 1991 be­

schied der IGH die Klage Guinea­Bissaus ne­

gativ. Er vertrat die Meinung, daß die Abwe­

senheit eines der Richter bei der Verkündung 
des Urteils unerheblich sei und daß zwischen 
der Mehrheitsmeinung des Gerichts und der 
Erklärung seines Präsidenten kein Wider­

spruch bestehe. Auch die Rüge, daß der 
Schiedsspruch die zweite der vorgelegten Fra­

gen nicht beantwortet habe und daher nichtig 
sei, wies der IGH zurück, weil die Beantwor­

tung der zweiten Frage sich bei positiver Be­

antwortung der ersten erübrigte. 
Schon während des Verfahrens hatte Guinea­

Bissau einen Antrag auf Erlaß vorsorglicher 
Maßnahmen gestellt, da sich in dem umstritte­

nen Seegebiet einige Zwischenfälle mit sene­

galesischen Fischerbooten ereignet hatten. 
Guinea­Bissau beantragte die einstweilige Un­

terlassung jeglicher Tätigkeit in dem Gebiet 
bis zur Entscheidung des IGH über die Nich­

tigkeit des Schiedsspruchs. Der IGH wies den 
Antrag jedoch ab, da er in keinem Zusammen­

hang mit dem anhängigen Fall stehe, der allein 
die Frage der Nichtigkeit des Schiedsspruchs, 
nicht aber die von Fischereirechten betreffe. 
Daraufhin reichte Guinea­Bissau ­ trotz An­

hängigkeit der 1989 eingereichten Klage ­ am 
12. März 1991 eine zweite Klage ein, mit der 
es die Festlegung der Seegrenze zwischen bei­

den Staaten erstrebte. Sie beschäftigte den 
IGH als Fall der Seewärtigen Abgrenzung zwi­

schen Guinea­Bissau und Senegal (Guinea­

Bissau gegen Senegal). 

I I . Nach der Abweisung der Klage zur Nichtig­

keit des Schiedsspruchs im November 1991 tra­

ten beide Staaten in Verhandlungen ein, die im 
Oktober 1993 zum Abschluß eines Kooperati­

onsabkommens zwischen beiden Staaten führte, 
das die gemeinsame Verwaltung des strittigen 
Gebiets der ausschließlichen Wirtschaftszone 
und die Errichtung einer internationalen Agen­

tur zu diesem Zweck vorsieht. Der Text der 
Vereinbarung wurde dem Präsidenten des IGH 
am 10. März 1994 von Vertretern beider Partei­

en übergeben; er teilte beiden Staaten daraufhin 
mit, daß das Verfahren auf der Grundlage des 
Abkommens eingestellt werde, sobald die Par­

teien dem Gericht eine entsprechende Informa­

tion zugeleitet hätten. 
Anläßlich eines neuerlichen Treffens des Präsi­

denten des IGH mit den Vertretern der beiden 
Staaten am 1. November 1995 legten die Partei­

en den Text eines Protokolls vom 12. Juni 1995 
zur Umsetzung des Abkommens von 1993 vor 
und unterrichteten ihn von der Entscheidung ih­

rer Regierungen, das Verfahren einzustellen. 
Nach entsprechender schriftlicher Bestätigung 
erließ der IGH gemäß Artikel 89 seiner Verfah­

rensordnung am 8. November 1995 den Einstel­

lungsbeschluß. 
Karin Oellers­Frahm П 

Das Wohlstandsgefälle in der Welt ist gewaltig. In Luxemburg werden jährlich fast 40 000 US­Dollar pro 
Kopf erwirtschaftet, in Mosambik nur ein Fünfhundertstel davon: 80 Dollar (Umrechnung nach Kauf­

kraftparitäten der Weltbank). Die Reichsten haben somit pro Tag mehr Geld zur Verfügung als die Ärm­

sten in einem Jahr. 
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